Wien, Donnerstag den 7. Auguſt 1879. 


XII. Jahrgang. Nr. 32. 


Oeſterreichiſeche 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 


vierteljährig 1 fl. 


Für das Ausland jährlich 8 Mark. 


Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. = 12 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. ug 


Inſerate werden bifligft berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamattonen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Inhalt. 


Die wirthſchaftliche und rechtliche Natur des Geldverleiher— 
geſchäftes. Von Dr. V. Pogatſchnigg. (Fortſetzung.) 

Mittheilungen aus der Pra xis: 

Expropriation einer Grundfläche zum Zwecke der Erbauung eines Mauthhauſes. 

Zur Beleuchtung der Vorausſetzungen einer im adminiftrativen Wege zu treffenden 
Verfügung wegen Schadloshaltung eines durch den Bergbau eines Anderen 
beeinträchtigten Grundbeſitzers. 

Das Recht des Gemeindevorſtehers zur Proceßführuug Namens der Gemeinde 
baſirt auf dem Geſetze und iſt durch keine beſondere Ermächtigung bedingt. 

Gefetze und Verordnungen. 

Perfonalien. 


Erledigungen. 


Die wirthſchaftliche und rechtliche Natur des Geld- 
verleihergeſchäftes. 
Von Dr. V. Pogatſchnigg. 
(Fortjegung.) 


Die Auffaſſung der Geldverleihergeſchäfte wie wir fie eben ent- 
wickelt haben, iſt indeß keine ſo allgemeine; ſie wird vielfach und von 
verſchiedenen Geſichtspunkten aus angefochten. Am häufigſten treten ihr 
die beiden nachſtehenden Einwendungen entgegen: Es fehle bei dieſen Geſchäf⸗ 
ten, jo heißt es zunächſt, ſowohl die perſönliche Bethätigung des Unterneh- 
mers, wie auch der gewerbliche Apparat in Locale, Betriebsmitteln, 
Hilfsarbeitern, der öffentlichen Ankündigung mittelſt Name, Firma, 
Schild — ſonach Merkmale, welche zum Begriffe der Gewerbsmäßig⸗ 
keit unbedingt nothwendig wären. An zweiter Stelle wieder wird gel- 
tend gemacht: Das Geldverleihergeſchäft bezwecke nicht ſo ſehr einen 
regelmäßigen Erwerb des Unternehmens, als lediglich eine zinstragende 
Anlage ſeines Capitals; es ſei ein Widerſpruch, Geſchäfte, bei denen 
Capital gegen Bürgſchaft, Fauſtpfand oder Hypothek an Geldbedürftige 
ausgeliehen würde, als Gewerbe anzuſehen, dagegen eine gleiche Auf— 
faſſung dort nicht walten zu laſſen, wo Jemand ſeine Mittel in Werthen 
des Staates oder öffentlicher Corporationen anlege oder dasſelbe den 
Sparanſtalten und Banken anzuvertrauen pflege. Sei die erſtere Art 
der Capitalsanlage ein Gewerbe, ſo müſſe, wird bemerkt, dies auch die 
letztere ſein; ſei dieſe es nicht, ſo könne es auch die erſtere nicht ſein. 

Eine nähere Analyſe dieſer beiden Einwürſe ergibt jedoch, daß 
dieſelben kaum im Stande ſein dürften, unſerer oben ausgeſprochenen 
Anſicht merklich Eintrag zu thun. 


Der erſte derſelben iſt lediglich negativen Charakters. Dem Wider⸗ 
ſpruche desſelben treten von ſelbſt die poſitiven Ausführungen entgegen, 
mit denen das Daſein der weſentlichen Merkmale des Gewerbebegriffes 
bei dieſer Kategorie von Geſchäften oben begründet worden iſt. Zur 
Ergänzung des dort Geſagten mögen noch die weiteren erläuternden 


Bemerkungen hier Platz finden: Chancen und Riſiken des Geſchäftes 


zu berechnen, die Bedingungen zu vereinbaren, die Abmachungen zu 
formuliren, die Sicherſtellung des Capitales zu bewirken, das Capital 
auszuzahlen, die Zinſen, die Raten oder die ganze Darlehensſumme 
wieder einzucaſſiren, die Rückſtände einzunehmen, eventuell zwangweiſe 
einbringen zu laſſen, hinaus und herein genau zu verbuchen, ſind dieſe 
Verrichtungen denn nicht dei jedem einzelnen der fraglichen Geſchäfte 
vorhanden? ſpielen ſie ſich nicht um ſo häufiger ab, je lebhafter eben der 
Betrieb desſelben iſt? Das Alles ſoll keine Arbeit ſein! Daß dieſe Arbeiten 
ihrem großen Theile nach ſpeculativer, buchhalteriſcher und juriſtiſcher 
Natur ſind, iſt doch wohl ebenſo wenig von Belang wie der Umſtand 
daß ſie in manchen Fällen auf ein ſehr beſcheidenes Maß beſchränkt 
bleiben. Gibt es ja Geſchäfte, wo die perſönliche Arbeit des Unter⸗ 
nehmers unter ein noch geringeres Maß herunterſinkt, als es dort der 
Fall iſt, ohne daß es deshalb Jemandem beikommen würde, den gewerb— 
lichen Charakter des betreffenden Unternehmens in Abrede zu ſtellen. 
Worin beſteht denn die gewerbliche Arbeit des Inhabers einer Bade— 
anſtalt, eines Clavier- und Concertſalons, eines Auskunftsbureaus? Die 
in derſelben Einwendung weiterhin geltend gemachte Thatſache, daß 
gewiſſe Elemente gewerblicher Zurüſtung bei dem Geldverleihergeſchäfte 


nicht vorhanden wären, müſſen wir allerdings als richtig anerkennen. 


Für den Einwurf ſelbſt dürfte indeß aus dieſem Zugeſtändniſſe kein 
beſonderer Vorſchub erwachſen. Der Abgang jener Elemente fiele nur dann 
entſcheidend ins Gewicht, wenn der Kreis der Beſtandtheile des gewerb- 
lichen Apparates mit den angeführten erſchöpft wäre und es ohne dieſe 
überhaupt keine Gewerbe geben würde. Ueberblickt man aber die mannig⸗ 
faltige Welt des gewerblichen Lebens, ſo wird man da manch' andere 
Zurüſtung finden, welche ſich nicht auf jene Kategorien zurückſühren 
läßt. Ebenſo wenig iſt es richtig, daß die oben hervorgehobenen Beſtand⸗ 
theile und Einrichtungen allen Betrieben eigen ſeien. Zwar die über⸗ 
wiegende Anzahl der uns heute umgebenden Geſchäfte wird mit den- 
ſelben verſehen ſein; allein es gibt doch auch Geſchäfte, wo ſie gerade ſo 
als wie beim Geldverleihergeſchäfte entweder überhaupt oder unter 
beſonderen Umſtänden fehlen. In vielen Geſchäften iſt ja bekanntermaßen 
die Wohnung des Gewerbsmannes zugleich die Stätte ſeines Gewerbe⸗ 
betriebes; es gibt ferner Geſchäfte, bei denen keine Hilfsarbeiter ver⸗ 
wendet werden; bei manchen anderen wieder pflegt Empfehlung von 
Hand zu Hand die Ankündigung durch Schild und Firma zu erſetzen. 
Der Inhalt, wie der Umfang jenes Kreiſes gewerblicher Zurüſtungen iſt 
eben nach den Geſchäftszweigen, wie auch nach der Entwicklungsſtufe 
verſchieden, auf welcher die einzelnen Individuen ſtehen; einzelne Ge⸗ 
ſchäfte geſtatten nur dieſe, andere nur jene Elemente anzuwenden, wieder 
andere werden nur auf einer höheren Stufe der Entwicklung ihres 


Betriebes dahin gelangen, ſich derſelben zu bedienen. In Folge des 
hervorgehobenen Mangels alſo wird man dem Geldverleihergeſchäfte 
noch keineswegs den Charakter eines Gewerbes abſprechen dürfen. 
Was die zweite der vorgebrachten Einwendungen betrifft, ſo 
läßt ſich auf deren Vorderſätze kaum etwas erwiedern. Es muß zuge⸗ 
geben werden, daß ſtets eine Capitalsanlage vorhanden ſei, ob nun 
Jemand ſein Capital an Private herleiht, oder Banken und Sparcaſſen 
anvertraut, oder in öffentlichen Werthen fruetificirt; es iſt ferner That⸗ 
ſache, daß es bei den beiden letzteren Anlagearten einen Gewerbebetrieb 
überhaupt nicht gibt. Mit dieſen Vorderſätzen hört jedoch die Einwen⸗ 
dung auf, richtig zu ſein. Wenn weiter darin geſagt wird, das Geldverleiher⸗ 
geſchäft könne kein Gewerbe ſein, weil dies ja auch die beiden 
anderen Formen der Capitalsanlage nicht wären, ſo iſt dies eine 
Behauptung, der wir nicht mehr zuſtimmen können. Der darin auf⸗ 
geſtellte Satz iſt unrichtig, weil die Schlußform unzuläſſig erſcheint, 
mittelſt welcher derſelbe gewonnen wurde. Auf die Uebereinſtimmung 
der erwähnten drei Formen der Capitalsanlage im Punkte des gewerb⸗ 
lichen Charakters ließe ſich aus deren Aehnlichkeit nur dann ein 
ſicherer Schluß ziehen, wenn dieſe eine allgemeine, oder doch eine 
ſolche wäre, welche von weſentlichen Eigenſchaften derſelben getragen 
wird. Weder das Eine, noch das Andere iſt der Fall. Sind die Momente, 
in Folge welcher jene drei Formen der Geſchäfte ſich alleſammt 
als Capitalsanlagen darſtellen, gerade nicht von untergeordneter, ſo 
ſind ſie doch auch keineswegs von ſo hervorragender Bedeutung, daß 
durch ſie der Charakter jener Geſchäfte überhaupt beſtimmt werden 
möchte. Die hervorgehobene Aehnlichkeit iſt aber auch keine ſo allgemeine, 
ſie greift über den geltend gemachten Punkt nicht weit hinaus. Im 
Gegentheile walten vielmehr hier bedeutende Verſchiedenheiten ob 
und Verſchiedenheiten eben, deren Exiſtenz es zumeiſt bewirkt, daß 
nur bei der erſten Form der Capitalsanlage, keineswegs aber auch bei 
der zweiten und dritten, eine Entfaltung zu gewerbsmäßigem Betriebe 
möglich erſcheint. Eine kurze Darlegung dieſer Verſchiedenheiten wird 
dies klar machen; jene drei Formen unterſcheiden ſich hauptſächlich in 
folgenden Punkten: 1. Im Privatdarlehensgeſchäfte hat der Verkehr 
der Parteien, was die Verhandlung, den Abſchluß und Vollzug der 
einzelnen Geſchäfte betrifft, eine weſentlich andere Geſtalt, als bei den 
beiden letzteren Formen. Der Privatdarleiher muß die Verhältniſſe 
ſeines präſumtiven Abnehmers jedesmal ſrüher genau zu erforſchen 
trachten; von der Kenntniß derſelben hängt es ab, ob er überhaupt, 
ſowie zu welchen Bedingungen er abſchließen ſoll. Er iſt es ferner, 
welcher die Zinſenhöhe und ſonſtige Bedingungen in erſter Linie beſtimmt. 
Er verhandelt und ſchließt unmittelbar mit dem Abnehmer ab und 
in der Mehrzahl der Fälle wird er es wieder ſein, zu deſſen Handen 
die Abwicklung des Geſchäftes erfolgt. Der Privatdarleiher hat daher 
in jedem einzelnen Verkehrsacte nicht nur eine ziemlich umfängliche 
Thätigkeit zu entfalten, ſondern muß dabei auch ein großes Maß von 
Vorſicht, Klugheit und Geſchäftskenntniß aufwenden; in dem Grade, 
in welchem eben dieſe Eigenſchaſten bei der Verhandlung und dem 
Abſchluſſe des Geſchäftes mit thätig geweſen ſind, werden ihm Gewinn 
und Verluſt zu Theil werden. Bei der Anlage des Capitals in 
Banken und Sparcaſſen hat der Capitaliſt als Compaciſcenten dagegen 
Unternehmen vor ſich, deren Verhältniſſe mehr oder weniger 
allgemein bekannt ſind, deren Geſchäftsgebahrung eine geordnete 
und theilweiſe durch geſetzliche Vorſchriften geregelt iſt. Die Bedin⸗ 
gungen der Capitalsanlage ſind hier von vorneherein ſchon gegeben, und 
zwar durch den Abnehmer ſelbſt; an ihnen läßt ſich nicht mehr 
mäckeln und handeln, es bleibt dem Capitaliſten nur die Wahl, das 
Geſchäft unter den proponirten Modalitäten zu machen oder zu unter⸗ 
laſſen. Da durch ſpecielle Vereinbarung kein beſonderer Vortheil zu holen 
iſt, ſo erfolgt dieſe Art der Capitalsanlage denn auch ohne weitläu⸗ 
figes Verhandeln von Perſon zu Perſon auf dem kürzeſten Wege des 
Abſchluſſes. Ein Gleiches findet auch bei der Capitalsanlage in 
öffentlichen Werthen ſtatt; auch hier werden die Bedingungen von dem 
Abnehmer geſtellt und unterbleibt jede Verhandlung; hier endlich iſt 
der letzte Reſt einer dauernden unmittelbaren Beziehung zweier 
beſtimmter Paciſcenten verſchwunden, indem der Abnehmer bei der 
Abwicklung des Geſchäftes ganz andere Perſonen vor ſich hat, als es 
jene waren, mit denen abgeſchloſſen wurde. 2. Ein weiterer Unterſchied 
liegt in dem Daſein und der Größe des Riſicos. Am bedeutendſten 
tritt dieſes immer bei dem Privatdarlehensgeſchäfte auf. Der Capitaliſt 
kann ſich hier bei der Beurtheilung der perſönlichen und wirthſchaftlichen 
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Verhältniſſe ſeines Abnehmers irren, welche deſſen Vertrauenswürdigkeit 
beſtimmen, er kann bei dem Abſchluſſe nicht genügende Sicherſtellung 
ausbedungen haben, unerwartete Ereigniſſe, hier häufiger als bei 
anderen Anlagearten möglich, können die Zahlungsfähigkeit des Schuldners 
in empfindlicher Weiſe erſchüttert haben, andere Urſachen können wirk⸗ 
ſam werden und ſeine Berechnungen und Erwartungen zu Schanden 
machen. Capital und Zinſen werden in Folge der einen oder anderen 
Urſache hier nicht ſelten auf dem Spiele ſtehen. Bei der Anlage des 
Capitals in Sparcaſſen und Banken iſt zwar die Gefahr ſolcher Ver⸗ 
luſte auch nicht ausgeſchloſſen, jedoch auf ein bedeutend geringeres Maß 
reducirt, ja, hier zumeiſt nur bei den letzteren Unternehmungen und 
insbeſondere dann ernſthaft vorhanden, wenn man es entweder mit 
entfernten und nicht genau bekannten Inſtituten zu thun, oder leicht⸗ 
ſinnig ſein Capital gegen Caſſenſcheine u. dgl. hergegeben hat. 
Vollends unwahrſcheinlich erſcheint die Gefahr bei der Capitalsanlage 
in öffentlichen Schuldverſchreibungen. In dieſem Falle bekommt ja der 
Capitaliſt ein Inhaberpapier und damit einen effectiven Werth in ſeine 
Hand, den er bei dem Nahen einer Gefahr oder, wenn es ſouſtwie 
nöthig iſt, gegen den Tagescurs ſofort wieder zu realiſiren vermag. 
Die Schuldurkunde des Privatdarlehens beſitzt dieſe Eigenſchaft nicht; 
ſelbſt in der vollendetſten Geſtalt derſelben, dem Wechſel, dem von 
ſeiner causa abgelösten Summenverſprechen, hat man noch immer 
keinen Werth in der Hand, deſſen Realiſirung ſo raſch und gefahrlos 
wäre, wie es diejenige öffentlicher Obligationen iſt; immer müſſen dort 
noch umſtändliche Schritte gemacht werden, um die in der Darlehens- 
ſchuld oder dem Summenverſprechen gebundene Capitalmaſſe wieder 
einziehen zu können. — Iſt aber von einem wahren Riſico nur im 
Privatdarlehensgeſchäfte die Rede, ſo kann anderſeits auch nur da 
wieder von einem Unternehmergewinne geſprochen werden, der ja außer 
der ſelbſtändigen Arbeit des Geſchäftsmannes eben den Beſtand eines 
Riſicos zur nothwendigen Vorausſetzung hat. Bei den beiden anderen 
Anlageformen wird wohl ein Ertrag erzielt, bei dem Privatdarlehens⸗ 
geſchäfte kann hingegen ein Gewinn gemacht werden. Dieſer Gewinn 
beſteht in dem durch die Verſicherungsprämie für die beſonderen 
Verluſtriſiken, ſowie durch die Vergütung für die größere Arbeit gebil⸗ 
deten Ueberſchuſſe über den gewöhnlichen Capitalsertrag in den anderen 
Elocirungsarten; eben dieſes Gewinnes willen wird ja dieſes Geſchäft 
den anderen minder gefahr- und mühevollen vorgezogen. 

Mit der Feſtſtellung dieſer einen Qualität des Geſchäftszweiges 
iſt indeß die Beſtimmung ſeines wirthſchaftlichen Charakters noch 
keineswegs erſchöpft; es kommt noch die weitere Frage zu beant⸗ 
worten: Welcher Kategorie des gewerblichen Lebens gehören 
die Geldverleihergeſchäfte an, wenn man ſie von der Seite ihrer Leiſtung 
für die Geſammtwirthſchaft und nach der Natur des Gegenſtandes 
betrachtet, welcher durch dieſelben in den Verkehr gebracht wird? 

Sofern das Geldverleihergeſchäft lediglich darin beſteht, den Eredit- 
ſuchenden Capital zur zeitweiligen Benützung unmittelbar auszuleihen, 
iſt es ein Gewerbe des Bereithaltens und Zutheilens und 
ſtellt ſich als ſolches neben die zahlreichen und mannigfaltigen Arten dieſer 
Kategorie, welche in den eigentlichen Handelsgewerben ihre typifchen 
Repräſentanten beſitzt. Sofern aber jenes Geſchäft nicht unmittelbar 
ſelbſt Credit gewährt, ſondern ſeine Wirkſamkeit darin findet, Beſchaffung 
und Unterbringung fremden Capitals zu erleichtern, dieſes dahin zu 
leiten, wo man ſeiner bedarf und wohin es ohne dieſe vermittelnde 
Thätigkeit nicht gelangen würde, hat man in demſelben ein Gewerbe der 
Vermittlung vor ſich. — Was hingegen die ſtoffliche Seite, den 
Gegenſtand der Leiſtung, betrifft, muß das Geldverleihergeſchäft als ein 
Werthgewerbe angeſehen werden. Denn was bei demſelben abgeſetzt 
wird, iſt nichts Anderes als Capital in der Geldform. Repräſentirt 
das Capital überhaupt ſchon einen Verkehrswerth, ſo nimmt dieſer in 
der Form des Geldes ſeine beweglichſte, conſtanteſte und zugleich univer⸗ 
ſellſte Geſtalt an; das Geldcapital iſt der Werth r &oynv. Mit 
der eben charakteriſirten Eigenſchaft ſteht das Geldverleihergeſchäft an 
der Seite des Bankiergeſchäftes, mit dem es ja beinahe gleichzeitig 
begann und zu dem es wieder in einzelnen Fällen ſich weiter zu ent⸗ 
wickeln pflegt. Ein hervorragender Rechtsgelehrter, Rudolf von Ihering, 
bemerkt über das Verhältniß dieſer beiden Geſchäftszweige treffend Fol⸗ 
gendes: „Die einfachſte und darum urſprünglichſte Geſtalt des Geld⸗ 
geſchäftes iſt die, daß der Geldbedürftige die Privatperſon ſucht, welche 
in der Lage iſt, es ihm vorzuſtrecken; die nächſte die, daß beide ſich 
an eine Zwiſchenperſon wenden, welche die Aufbringung und Unter⸗ 


bringung vermittelt; die letzte die, daß der Darleiher fein Capital dem 
Bankgeſchäfte überläßt, welches das Verleihen auf eigenes Riſico über⸗ 
nimmt und ihn des Suchens und der Gefahr überhebt. Das Bank⸗ 
geſchäft iſt die vollendetſte Form des Geldgeſchäftes und der Vortheil 
desſelben für alle dabei betheiligten Perſonen ein ſo evidenter, daß es 
die beiden unvollkommenen Formen desſelben im Laufe der Zeit immer 
mehr verdrängen wird“ ). 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Expropriation einer Grundfläche zum Zwecke der Erbauung eines 
Mauthhauſes. 


Schon im Jahre 1876, als es ſich um die Expropriation der 
erforderlichen Gründe für den Bau der Bezirksſtraße in J. handelte, 
kam auch die Nothwendigkeit der zwangsweiſen Enteignung einer kleinen 
Grundfläche für den Bau eines Mauthhauſes bei der Einfahrt in O. 
zur Sprache. Es wurde diesfalls vom Bezirksſtraßenausſchuſſe ein Theil 
der Ackerparcelle Nr. 1920 des Johann 3. als die geeignetſte Stelle 
vorgeſchlagen und hierüber wiederholt, aber reſultatlos verhandelt. Nach⸗ 
dem nun Johann Z. in der beſtimmteſten Weiſe erklärte, daß er unter 
keiner Bedingung die erforderliche Grundfläche hergebe, iſt der Bezirks- 
ſtraßenaus chuß unter Darlegung der obwaltenden Verhältniſſe um die 
Expropriation der erforderlichen Grundfläche eingeſchritten und die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft F. befürwortete dieſes Einſchreiten, weil eben kein 
anderes geeignetes Grundſtück ermittelt werden konnte. 

Auf Grund der eingeleiteten Erhebungen erkannte die Landes⸗ 
regierung mit Erlaß vom 19. Juli 1877 unter Hervorhebung der 
factiſchen Nothwendigkeit und der Erfolgloſigkeit eines Vergleichsverſuches, 
daß Johann Z. in J. verpflichtet ſei, von der ihm gehörigen Acker⸗ 
parcelle Nr. 1920 die nach dem von der Landesregierung vidirten 
Plane zur Erbauung eines Mauthhauſes erforderliche Fläche im Maxi⸗ 
malausmaße von 61 Quadratmetein gegen die im adminiſtrativen Wege 
ermittelte Entſchädigung von 50 kr. per Quadratklafter in das Eigen⸗ 
thum des S’er Straßenbezirkes abzutreten. Sollte ſich Z. mit dieſer 
Entſchädigung nicht zufrieden ſtellen, fo wird derſelbe mit feinen Ent- 
ſchädigungsanſprüchen auf den Rechtsweg verwieſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat Joſef Z. die Miniſterialberufung 
eingebracht, in welcher er geltend machte, daß eine Expropriation nur 
da einzutreten habe, wo es öffentliche Rückſichten nothwendig machen, 
was hier aber nicht der Fall ſei. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat aber ddo. 8. März 
1879, 3. 16.773 — 1877, dem Recurſe des Joſef Z. keine Folge 
gegeben, „da dieſe Expropriation für den Zweck der Erhaltung der 
Straße nothwendig, daher im Straßengeſetze begründet iſt und die 
adminiſtrative Ermittlung der Entſchädigung unter Vorbehalt des Rechts⸗ 
weges den in dem Hofkanzleidecrete vom 11. October 1821 (Mähriſch⸗ 
ſchleſiſche Geſetzſammlung, Band 3, S. 297) ausgeſprochenen Grund— 
ſatzen entſpricht“. H. 


Zur Beleuchtung der Vorausſetzungen einer im adminiſtrativen 
Wege zu treffenden Verfügung wegen Schadloshaltung eines 
durch den Bergbau eines anderen beeinträchtigten Grundbeſitzers. 


Mehrere Grundbeſitzer in K., deren Grundſtücke durch den unter- 
halb derſelben betriebenen Bergbau des Baron R. niedergegangen ſind, 
in Folge deſſen nicht mehr ordentlich bewirthſchaftet werden können und 
deren vollſtändige Vernichtung zu beſorgen iſt, find bei dem Revier⸗ 
bergamte in K. um die Verſügung eingeſchritten, damit die fraglichen 
Grundſtücke nach Maßgabe des IV. Hauptſtückes des a. B. G. durch 
die obgenannten Bergwerksbeſitzer abgelöst werden mögen. 

Auf Grund der diesfalls gepflogenen commiſſionellen Verhandlung 
erkannte die Bezirkshauptmannſchaft K. im Einverſtändniſſe mit dem 
Revierbergamte gemäß der 88 100 und 102 a. B. G. unterm 1. Juni 
1878, daß der Bergwerksbeſitzer Baron R. der Grundbeſitzerin Maria W. 


x 157 Ihering R. v.: Der Zweck im Recht. Leipzig 1877. Härtel. I. Bd. 
N Dal. 
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für die in dieſem Jahre vernichteten Feldfrüchte einen Schadenerſatz 
von 38 fl. 90 kr. zu leiſten, mehrere Grundparcellen behufs vollſtän⸗ 
diger Entwäſſerung zu canaliſiren und, falls dies nicht thunlich ſei, den 
Eigenthümern eine jährliche Entſchädigung zu leiſten habe, ferner, daß, 
wenn eine Canaliſirung nicht ausführbar und eine ordentliche Bewirth⸗ 
ſchaftung der Grundſtücke nicht möglich ſei, der Bergwerksbeſitzer 
die Grundſtücke in das Eigenthum zu übernehmen und hiefür den Grund⸗ 
beſitzern den ermittelten Ablöſungsbetrag zu zahlen, endlich, daß der 
Bergwerksbeſitzer die Commiſſionskoſten zu tragen habe. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirten Maria W. und Conſorten an 
die Statthalterei, weil ihnen die Entſcheidung zu unbeſtimmt und lücken⸗ 
haft ſei. 

Die Statthalterei hat jedoch im Einvernehmen mit der Berghaupt⸗ 
mannſchaft mit Erlaß vom 29. Auguſt 1878 die recurrirte Entſcheidung 
als incompetent behoben, da im Hinblicke auf die 88 26, 27, 98—103 
des a. B. G. die geſetzlichen Vorausſetzungen der Grundüberlaſſung 
mangeln, nämlich, daß jeder Verhandlung wegen Grnndüberlaffung zur 
Benützung durch den Bergbau die thatſächliche Benützung des Grundes 
zu Bergbauzwecken immer vorausgehen muß ꝛc., und den Beſchwerde⸗ 
gegenſtand auf den Rechtsweg verwieſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung reichten Maria W. und Conſorten den 
Miniſterialrecurs ein, worin lediglich verſucht wird, darzuthun, daß nach 
dem Berggeſetze die politiſchen Behörden im vorliegenden Falle zu ent⸗ 
ſcheiden haben und daß auch die Grundablöſuug ſtattfinden müſſe. 

Das k. k. Miniſterium des Innern jedoch fand unterm 12. März 
1879, 3. 15.228 ex 1878, im Einvernehmen mit dem Ackerbau⸗ 
miniſterium dieſem Recurſe keine Folge zu geben, weil es fich im vor⸗ 
liegenden Falle nicht um eine Grundüberlaſſung zum Bergbaue, ſondern 
um die Vergütung eines in Folge des Bergbaues an den fraglichen 
dem Bergbaue nicht dienlichen Grundſtücken verurſachten Schadens 
handelt, ſomit die geſetzlichen Vorausſetzungen zu einer nach den 
Beſtimmungen des IV. Hauptſtückes des a. B. G. von der admini⸗ 
ſtrativen Behörde zu treffenden Verfügung abgehen und ſomit die 
Entſchädigungsanſprüche von den Recurrenten nur im Rechtswege geltend 
gemacht werden können. D. 


Das Recht des Gemeindevorſtehers zur Proceßführung Namens 
der Gemeinde baſirt auf dem Geſetze und iſt durch keine beſondere 
Ermächtigung bedingt. 

A. vindicirte als Vorſteher und in Vertretung der Gemeinde B. 
gegen die Eheleute C. ein Grundſtück. Der Kläger wurde durch 
Dr. Galus, die Geklagten durch Dr. Foitl rechtsfreundlich vertreten. 
Die Eheleute C. wendeten gegen A. den Mangel der activen Klagslegiti⸗ 
mation ein, weil nach § 34, Abſatz 4 der Gemeindeordnung für Böhmen 
die Beſtellung eines Vertreters der Gemeinde in Rechtsangelegenheiten der 
Beſchlußfaſſung des Gemeindeausſchuſſes vorbehalten iſt, eine ſolche 
aber nicht vorliegt. 


Das k. k. Bezirksgericht Melnik gab der Klage mittelſt Urtheiles 
vom 15. Februar 1878, 3. 1070, unter Verfällung der Geklagten in 
die Gerichtskoſten unbedingt ſtatt. 


Das k. k. böhmiſche Oberlandesgericht beſtätigte über Appellation 
der Geklagten mit der Entfcheidung vom 13. Mai 1878, 3. 13.732, 
das erſtrichterliche Urtheil. In den Entſcheidungsgründen wurde rück⸗ 
ſichtlich der activen Klagslegitimation hervorgehoben, daß nach § 34, 
Abfatz 4 der böhmiſchen Gemeindeordnung allerdings die Beſtellung 
eines Vertreters der Gemeinde in Rechtsangelegenheiten dem Wirkungskreiſe 
des Gemeindeausſchnſſes vorbehalten iſt, daß aber nach § 55 desſelben 
Geſetzes der Gemeindevorſteher die Gemeinde nach Außen vertritt und 
daß der Gegenpartei gegenüber, gegen welche er die Gemeinde vertritt, 
dieſe auf dem Geſetze ſelbſt baſirende Legitimation genügt, weil es nicht 
nöthig iſt, daß der Gemeindevorſteher erſt für die einzelnen Vertretungs⸗ 
fälle wie ein Curator beſtellt werde, wie die Appellanten behaupten. 

Das außerordentliche Reviſionsbegehren der Geklagten hat der 
k. k. oberſte Gerichtshof mit der Entſcheiduung vom 27. November 1878, 
3. 9699, mit Bezug auf die geſetz⸗ und actenmäßige unterrichterliche Be⸗ 
gründung zurückzuweiſen und die Geklagten in die Reviſionskoſten zu 
verurtheilen befunden. Jur. Bl. 


Geſetze und Berordnungen. 
1879. I. Quartal. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 


V. Stück. Ausgeg. am 17. März. 


45. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 14. Februar 1879, 3. 7358, 
betreffend die Bedeckung des Abganges des Landesfondes für das Jahr 1879. 

46. Geſetz vom 7. Februar 1879, womit der Stadtgemeinde Rzeszow 
das Recht zur Erhebung des Pflaſtergeldes eingeräumt wird. 

47. Geſetz vom 7. Februar 1879, womit der Stadtgemeinde Brzezany 
das Recht zur Einhebung des Pflaſtergeldes eingeräumt wird. 

48. Geſetz vom 7. Februar 1879, womit der Stadtgemeinde Staniskawow 
das Recht zur Erhebung des Pflaſtergeldes eingeräumt wird. 

49. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 20. Februar 1879, Z. 8105, 
betreffend die Errichtung eines Aichamtes in Przemyslany. 

50. Kundmachung der k. k. galiziſchen Statthalterei vom 20. Februar 
1879, Z. 8340, betreffend die Steuerzuſchläge für die Grundentl aſtungsfonde 
im Jahre 1879. 


VI. Stück. Ausgeg. am 24. März. 


51. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. Februar 1879, 
3. 9291, womit der Bezirksvertretung Nisko das Recht zur Einhebung von 
Mauthgebühren von Brücken auf dem Tanwafluße bei Ulanöw und auf dem 
Rudafluße in der Gemeinde Ruda eingeräumt wird. 

52. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. Februar 1879, Z. 9291, 
womit dem Bezirksrathe Dolina das Recht zur Einhebung einer Brückenmauth⸗ 
gebühr eingeräumt wird. 

53. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. Februar 1879, Z. 9291, 
womit dem Bezirksrathe Podhajce das Recht zur Einhebung einer neuen Straßen- 
mauth an der von Podhajce nach Halicz führenden Bezirksſtraße eingeräumt wird. 

54. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. Februar 1879, Z. 9291, 
womit dem Gutsgebiete Ulwowek das Recht zur Einhebung einer Ueberfuhrs⸗ 
gebühr am Bugfluße eingeräumt wird. 

55. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. Februar 1879, Z. 9291, 
womit dem Gutsgebiete Sufzyn das Recht zur weiteren Erhebung der Mauth- 
gebühr von den über dem Stubnicafluſſe gelegenen Brücken eingeräumt wird. 

56. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. Februar 1879, 
Z. 9291, womit dem Gutsgebiete und der Gemeinde Borynicze das gem ein⸗ 
ſchaftliche Recht zur Einhebung einer Brückenmauth am Suchodolkafluße einge⸗ 
räumt wird. 

57. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. Februar 1879, Z. 9291, 
womit der Gemeinde und dem Gutsgebiete in Gluchöw, Bezirk Sokal, das Recht 
zur gemeinſchaftlichen Einhebung einer Brückenmauth eingeräumt wird. 

58. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. Februar 1879, Z. 9291, 
womit den Gutsgebieten in Wyſocko und Stanislawezyk, dann dem Gutsgebiete 
mit der Gemeinde Nadolany das Recht zur Einhebung der Mauthgebühren 
ertheilt wird. 

59. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 23. Februar 1879, 3. 9291, 
womit der Gemeinde Kanczuga das Recht der weiteren E inhebung der Mauth⸗ 
gebühr von 2 Brücken am Mleczkafluße ertheilt wird. 

60. Verordnung der k. k. Statthalterei vom 8. März 1879, 8. 11.389, 
mit welcher die Friſt zur Kündigung und Räumung der in Beſtand gen ommenen 
Wohnungen und anderer Localitäten in der königlichen Hauptſtadt Lemberg 
ſammt Vorſtädten feſtgeſetzt wird. 

61. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 8. März 1879, Z. 11.600, 
womit im Sinne des § 49 der Inſtruction zum Wehrgeſetze der Reiſe⸗ und 
Geſchäftsplan in Betreff der Heeresergänzung im Jahre 1879 in Galizien zur 
allgemeinen Kenntniß gebracht wird. 

62. Geſetz vom 13. Februar 1879, wirkſam für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, betreffend die Bewilligung 
der Gemeinde Podhajce, die Erhebung einer Auflage von 1 Gulden von 100 Kilogramm 
der in das Gemeindegebiet eingeführten und in derſelben verbrauchten Naphta. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verantwortlicher Nedaetent: A. Heilmann, 


Geſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 
I. Stück. Ausgeg. am 9. Jänner. 

1. Kundmachung des Bukowinaer Landesausſchuſſes vom 21. December 
1878, betreffend die Aufſtellung von Mauthen zwiſchen Jurkoutz und Pohorloutz 
und zwiſchen Okna und Moſſoröwka. 

II. Stück. Ausgeg. am 15. Jänner. 

2. Geſetz vom 23. December 1878, betreffend die Erhöhung der Mauth⸗ 

tarife auf der Wiznitz⸗Berhometh⸗Storozynetzer Concurrenzſtraße. 
III. Stück. Ausgeg. am 21. Jänner. 

3. Gefetz vom 23. December 1878, wirkſam für das Herzogthum Bukowina, 
betreffend die Bemauthung der Hlibokaer Concurrenzſtraße. 

4. Geſetz vom 2. Jänner 1879, womit dem Gutsgebiete Waszkoutz am 
Czeremosz die Bewilligung zur Einhebung einer Brückenmauthgebühr ertheilt wird. 
IV. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. 

5. Geſetz vom 10. Jänner 1879, betreffend die Verlängerung der Bewilli— 
gung zur Einhebung einer Auflage in der Stadt Radautz auf den Verbrauch 
von Bier, Branntwein und verſüßten geiſtigen Getränken. 

V. Stück. Ausgeg. am 1. März. 

6. Geſetz vom 7. Juli 1876, giltig für das Herzogthum Bukowina, ent- 
haltend die Beſtimmungen über die Aufhebung des Propinationsrechtes. 

7. Geſetz vom 3. Februar 1879, giltig für das Herzogthum Bukowina, 
womit das Geſetz vom 7. Juli 1876, enthaltend die Beſtimmungen über die 
Aufhebung des Propinationsrechtes, abgeändert wird. 

VI. Stück. Ausgeg. am 4. März. 

8. Kundmachung des Bukowinger Landesausſchuſſes vom 15. Februar 
1879, betreffend den Aufſtellungsort der für die Hlibokaer Concurrenzſtraße 
beſtimmten Mauth. 

9. Kundmachung des Bukowinaer k. k. Landespräſidenten ddo. 26. Februar 
1879, Nr. 1752, betreffend die Tagfahrten für die ambulanten Stellungs 
commiſſionen in den zum 24. und 41. Ergänzungsbezirks⸗Commando zugewie⸗ 
ſenen Stellungsbezirken des Kronlandes Bukowina für die Heeresergänzung des 
Jahres 1879. 

VII. Stück. Ausgeg. am 19. März. 

10. Kundmachung des Bukowinaer Landesausſchuſſes vom 1. März 
1879, betreffend die Verlegung der Mauthſchranken auf der Kuczurmik-⸗Moſforow⸗ 
kaer Eoncurrenzſtraße. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 22. März. 

11. Kundmachung des Bukowinaer k. k. Landespräſidenten ddo. 19. März 
1879, 3. 2093, betreffend die Aetivirung einer ſtändigen Nachſtellungscommiſſion 
pro 1879 in Czernowitz. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Miniſterialſecretär Rudolf Freiberg eine Sectionsrathsſtelle in dem 
100 ther geleiteten Departement für Preßangelegenheiten im Miniſterrathspräſidium 
erliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Sinj Jakob Arcon 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär Joſef Wiesner und dem 
a Egyd Jarolimek den Titel und Charakter von Oberbergräthen tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmanne Karl Mayr anläßlich deſſen Penſionirung 
die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 8 

Seine Majeſtät haben die beim Oberſten Rechnungshofe erledigte Hof⸗ 
und Präſidialſecretärsſtelle dem Rechnungsrathe Karl Ritter v. Schur da 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Kanzleiofficiale der Trieſter Polizeidirection 
Franz Petroutſchitſch das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Bezirkspoſtcommiſſär Anton Schaffranek 
zum Oberpoſtcommiſſär in Prag ernannt. 


Erledigungen. 


Proſectorsſtelle im k. k. Krankenhauſe „Rudolf⸗Stiftung“ mit der ſiebenten 
Rangsclaſſe, bis 20. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 175.) 

Offieialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe gegen Caution, eventuell eine 
Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe beim Centralſtempelmarken⸗Verſchleiß⸗ 
magazine und Stempelamte in Wien, bis 6. September. (Amtsbl. Nr. 179.) 


Hierzu als Beilage: Bogen 15 der Erfennt- 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. BEH 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


